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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

28.07.2021 

Geschäftszahl 

Ra 2020/03/0164 

Hinweis auf Stammrechtssatz 

GRS wie Ra 2018/03/0056 E 5. September 2018 RS 4 (hier: ohne den letzten Satz) 

Stammrechtssatz 

Der EuGH hält in seiner im Anwendungsbereich des Unionsrechtes relevanten Rechtsprechung fest, dass 
Anträge auf vorläufigen Rechtsschutz den Streitgegenstand bezeichnen und die Umstände, aus denen sich 
die Dringlichkeit ergibt, sowie den Erlass der beantragten einstweiligen Anordnung dem ersten Anschein 
nach rechtfertigenden Sach- und Rechtsgründe anführen müssen (vgl. dazu und zum Folgenden EuGH 
(Große Kammer) 20.11.2017, C-441/17 R, Europäische Kommission gegen Republik Polen, Rz 28 ff, 
mwH). Der für die Gewährung vorläufigen Rechtsschutzes - dazu zählt, wie vorliegend relevant, die 
Aussetzung der Vollziehung der zu überprüfenden Entscheidung sowie weiters die Erlassung einer 
einstweiligen Anordnung - zuständige Richter darf diesen nur dann gewähren, wenn die Notwendigkeit 
der Anordnung in tatsächlicher und rechtlicher Hinsicht glaubhaft gemacht (fumus boni iuris) und ferner 
dargetan ist, dass sie dringlich in dem Sinne ist, dass sie zur Verhinderung eines schweren und nicht 
wieder gut zu machenden Schadens für die Interessen des Antragstellers bereits vor der Entscheidung der 
Hauptsache erlassen werden und ihre Wirkungen entfalten muss. Der für die Gewährung vorläufigen 
Rechtsschutzes zuständige Richter nimmt gegebenenfalls auch eine Abwägung der widerstreitenden 
Interessen vor. Diese Voraussetzungen bestehen kumulativ, sodass der Antrag auf die Gewährung 
vorläufigen Rechtsschutzes nicht erfolgreich sein kann, wenn eine von ihnen fehlt. Diesen Vorgaben folgt 
§ 44a Abs. 1 zweiter Satz PostmarktG 2009. 
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